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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 2 U 276/13 B 
 
L 17 U 199/11 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 6 U 122/05 (SG Düsseldorf) 
 
 
 
……………….., 
 
 
 Kläger, Antragsteller und 
 Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft Holz und Metall, 
Wilhelm-Theodor-Römheld-Straße 15, 55130 Mainz, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 25. November 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie den Richter   Prof. Dr.  S p e l l b r i n k  

und die Richterin   H ü t t m a n n - S t o l l  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulas-

sung der Revision im Beschluss des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 

4. Oktober 2013 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt beizuordnen, 

wird abgelehnt. 

 

Das Rechtsmittel des Klägers gegen den genannten Beschluss des LSG wird als unzu-

lässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Der Kläger hat mit einem von ihm verfassten Schreiben vom 27.10.2013, das am 28.10.2013 

beim BSG eingegangen ist, dem vorbezeichneten Beschluss des LSG widersprochen bzw ihn 

angefochten und geltend gemacht, er könne einen eigenen Anwalt nicht bezahlen. 

 

Der dem Vorbringen des Klägers zumindest sinngemäß zu entnehmende Antrag, ihm für das 

Verfahren der hier allein statthaften Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im Be-

schluss des LSG Nordrhein-Westfalen vom 4.10.2013 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und ei-

nen Rechtsanwalt beizuordnen, ist abzulehnen. Voraussetzung für die Bewilligung von Prozess-

kostenhilfe ist nach der Rechtsprechung des BSG sowie auch der anderen obersten Gerichtshö-

fe des Bundes, dass sowohl der (grundsätzlich formlose) Antrag auf Prozesskostenhilfe als 

auch die Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse (= Erklärung) in der 

für diese gesetzlich vorgeschriebenen Form (§ 73a Abs 1 SGG iVm § 117 Abs 2 und 4 ZPO), dh 

mit dem gemäß § 117 Abs 3 ZPO durch die Prozesskostenhilfevordruckverordnung vom 

17.10.1994 (BGBl I 3001) eingeführten Vordruck, bis zum Ablauf der Beschwerdefrist einge-

reicht werden (BSG SozR 1750 § 117 Nr 1 und 3; BGH VersR 1981, 884; BFH NV 1989, 802; 

BFH BStBl II 2001, 439 f; BVerfG SozR 1750 § 117 Nr 2 und 6; BVerfG NJW 2000, 3344). Dies 

ist hier nicht geschehen. Zwar ist der Antrag des Klägers auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe 

rechtzeitig beim BSG eingegangen. Die zum Prozesskostenhilfegesuch gehörende formgerech-

te Erklärung ist jedoch bis zum Ablauf der einmonatigen Beschwerdefrist, die für den Kläger am 

12.11.2013 endete, nicht vorgelegt worden. Der Kläger ist in den zutreffenden Erläuterungen zur 

Prozesskostenhilfe im Beschluss des LSG auf das Erfordernis der Vorlage der formgerechten 

Erklärung bis zum Ablauf der Beschwerdefrist ausdrücklich hingewiesen worden. Es ist weder 

ersichtlich noch hat der Kläger dargetan, dass er an der rechtzeitigen Vorlage der Erklärung aus 

Gründen, die im Falle einer verspäteten formgerechten Beschwerdeeinlegung eine Wiederein-

setzung in den vorigen Stand (§ 67 SGG) rechtfertigen könnten, verhindert war. 

 

Das Rechtsmittel ist unzulässig. Gegen die Entscheidung des LSG ist als Rechtsmittel allein die 

Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision statthaft. Diese kann der Kläger, worauf er 

durch die Rechtsmittelbelehrung der angefochtenen Entscheidung ausdrücklich hingewiesen 

worden ist, wirksam nur durch zugelassene Prozessbevollmächtigte einlegen lassen (§ 73 Abs 4 

SGG). Das von dem Kläger selbst eingelegte Rechtsmittel entspricht nicht dieser gesetzlichen 

Form. Es war deshalb ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter durch Beschluss als unzuläs-

sig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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